
Die Verfassung war in der Gesamtheit 
ihrer Regeln vom Prinzip der Volkssouverä
nität beherrscht, das als die entscheidende 
Grundlage für das Wirken aller staatlichen 
Organe festgelegt wurde. Der Grundsatz, 
daß alle Staatsgewalt vom Volke ausgeht 
(Art. 3), war mit der ausdrücklichen Ver
pflichtung für jedes staatliche Handeln ver
bunden, dem Wohl des Volkes, der Freiheit, 
dem Frieden und dem demokratischen Fort
schritt zu dienen. Mit dieser inhaltlichen 
Bestimmung der staatlichen Tätigkeit wurde 
der grundlegende Gegensatz zu jenen bür
gerlichen Verfassungen verdeutlicht, die in 
gleichen oder ähnlichen Formulierungen — 
die tatsächlichen Machtverhältnisse ver
schleiernd — das Volk als die Quelle der 
Staatsgewalt bezeichnen. Vor allem aber 
wurde das ökonomische Fundament für die 
Volkssouveränität und für die führende 
Rolle der Arbeiterklasse, nämlich das Volks
eigentum an den entscheidenden Produk
tionsmitteln, verfassungsrechtlich gesichert. 
Es charakterisiert das Verständnis von der 
Volkssouveränität, daß unmittelbar nach 
der Aussage über die Bindung aller Staats
gewalt an das Volk das Recht und die Pflicht 
jedes Bürgers zur Mitgestaltung auf allen 
Ebenen des staatlichen Lebens verankert 
wurde (Art. 3).

Der Inhalt der entsprechenden Verfas
sungsbestimmungen weist die Volksvertre
tungen als die tragenden staatlichen Macht
organe aus, die entsprechend der Leninschen 
Lehre von den Sowjets die Einheit von Be
schlußfassung und Durchführung verwirk
lichten. Als politisch-staatliche Organisa
tionsformen der Macht der Arbeiterklasse 
und ihrer Verbündeten bilden die Volks
vertretungen seit der Staatsgründung den 
Kern der staatlichen Organisation und Tä
tigkeit. Damit grenzte sich die Verfassung 
zugleich eindeutig von dem fiktiven bürger
lichen Prinzip der Gewaltenteilung ab, das 
in Wahrheit ausschließlich den Einsatz der 
Staatsmacht gegen das Volk gewährleisten 
oder ermöglichen soll.

Engels hatte bereits 100 Jahre früher 
nachgewiesen, daß dieses von den Vertre
tern der Bourgeoisie als heilig und unver
letzlich gepriesene Prinzip „nichts anders als 
die profane industrielle Teilung der Ar
beit ... angewandt auf den Staatsmechanis
mus" darstellt und daß es die Bourgeoisie

„wie alle andern heiligen, ewigen und un
verletzlichen Prinzipien nur soweit" anwen
det, wie es „gerade den bestehenden Ver
hältnissen zusagt"56. Die Notverordnungs
praxis am Ausgang der Weimarer Republik 
oder die Rechtsprechung des Bundesverfas
sungsgerichts der BRD bestätigten diese Ein
schätzung auf drastische Weise.

Artikel 48 der Weimarer Verfassung gab dem 
Reichspräsidenten die Befugnis, bei Störun
gen oder Gefährdungen der öffentlichen Ord
nung u. a. wesentliche Grundrechte ganz oder 
teilweise außer Kraft zu setzen und militäri
sche Gewalt anzuwenden. In den sich gegen 
Ende der Weimarer Republik verschärfenden 
Klassenauseinandersetzungen erwies sich 
diese Ermächtigung als ein Hauptinstrument 
der Reaktion, das parlamentarische System 
und die bürgerliche Demokratie weitestge
hend abzubauen. Seine Anwendung förderte 
objektiv den aufkommenden Faschismus.

Die Verfassung der DDR verknüpfte die 
Unabhängigkeit der Richter in ihrer Recht
sprechung von vornherein untrennbar mit 
ihrer Bindung an das Gesetz, das als Aus
druck und Instrument des Willens der Ar
beiterklasse und ihrer Verbündeten keinem 
„richterlichen Prüfungsrecht" unterlag, son
dern vom Richter nach Geist und Wortlaut 
zu erfüllen und zu vollziehen war. Diese 
Funktion demokratischer Rechtsprechung 
mußte in langwierigen Diskussionen klarge
stellt und gegen die Feinde des Volkes 
durchgesetzt werden.57

1848 hatten Marx und Engels geschrie
ben: „Unter den letzten Illusionen, die das 
deutsche Volk gefesselt halten, steht obenan 
sein Aberglaube an den Richter stand/'58 
100 Jahre später wurden diese Fesseln in 
der DDR für immer gesprengt. Dasselbe 
galt für das entschiedene Ablehnen jeder 
Wiederbelebung eines privilegierten Berufs
beamtentums. Auch hier ging es, wie es 
Lenin formuliert hatte, um eine Kernfrage 
der Revolution. Gerade für Deutschland galt 
seine Feststellung, daß die Riesenarmee der 
Beamten in einer bürgerlichen Atmosphäre 
lebt : „ . . .  sie ist erstarrt, verknöchert und
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